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1 EINLEITUNG 
(BauGB Anlage 1 Nr. 1) 

Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist bei der Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen 

eine Umweltprüfung durchzuführen. Prüfungsgegenstand ist die Ermittlung der voraussichtlichen er-

heblichen Umweltauswirkungen des Bauleitplans auf die Belange des Umweltschutzes nach 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB. Diese sind in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. 

Zwingende Gliederungs- und Inhaltsanforderungen zum Mindestinhalt des Umweltberichts ergeben 

sich aus der Anlage 1 zum BauGB (OVG Hamburg, Urteil vom 27.04.2016 - 2 E 20/13.N). 

Die Umweltprüfung wird Bestandteil der bauleitplanerischen Abwägung. Der hierfür erforderliche 

Prüfungsumfang und Detaillierungsgrad wird durch die Gemeinde eigenverantwortlich festgelegt. 

Hierbei hat sie eine Prognoseentscheidung zu treffen, welche Wirkungen vernünftigerweise bei ob-

jektiver Betrachtung zu erwarten sind (vgl. Busse et. al. 2013: 15). 

1.1 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele und Inhalte des Bauleitplans 

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a) 

1.1.1 Ziele 

Ziel der Planung ist zunächst die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung 

eines Baugebietes durch Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Bebauungspla-

nes. Weitere wesentliche Planungsziele bestehen in der Wahrung gesunder Wohnverhältnisse und 

der Ausbildung eines städtebaulich geordneten Landschaftsrandes sowie eines harmonischen Über-

gangs zu den bestehenden Siedlungs- und Freiraumstrukturen. Ein weiteres Planungsziel ist die 

Schaffung eines attraktiven Wohnflächenangebotes für die zukünftige Entwicklung der Gemeinde. 

1.1.2 Festsetzungen 

ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Das Plangebiet wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO ausgewiesen, da diese Flä-

chen vorwiegend dem Wohnen dienen sollen. Die ausnahmsweise zulässigen Gartenbaubetriebe, 

Tankstellen, Anlagen für Verwaltungen, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes werden nicht zugelassen.  

VERSIEGELUNGSGRAD 

Im  wird eine GRZ von 0,4 festgesetzt. Eine Überschreitung gemäß § 19 

Abs. 4 Satz 2 BauNVO durch Garagen, Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i.S.d. 

§ 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 

lediglich unterbaut wird, darf bis zu einer GRZ von 0,6 erfolgen.  

GEBÄUDEKUBATUR 

Die Gebäudekubatur wird durch Festsetzung von Baugrenzen und einer Gebäudehöhe von 11,5 m 

bestimmt.  
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GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN 

Die privaten Gartenflächen sind gärtnerisch anzulegen. Die Anlage von Kies- oder Splittflächen au-

ßerhalb von Wegen ist nicht zulässig. Zusätzlich ist ein Gehölzstreifen in Form einer standortgerech-

ten Hecke entlang der östlichen sowie südlichen Grundstücksgrenze sowie zwischen dem bestehen-

den Haus und dem neuen Wohngebiet zu bepflanzen. 

1.1.3 Angaben zum Standort 

Die Gemeinde Aldenhoven gehört dem Kreis Düren, Nordrhein-Westfalen, an. Auf einer Fläche von 

44,13 km² leben hier ca. 14.000 Menschen. Die Gemeinde umfasst die Ortschaften Aldenhoven, Dür-

boslar, Engelsdorf, Freialdenhoven, Niedermerz, Schleiden und Siersdorf. Im Norden grenzt das Ge-

meindegebiet an Linnich, im Westen an Jülich und Inden, im Osten an Baesweiler und Alsdorf und im 

Süden an Eschweiler.  

Die verfahrensgegenständlichen Flächen befinden sich in der Gemeinde Aldenhoven im Osten der 

Ortslage Niedermerz.  

  

Abbildung 1: Derzeitige Situation 

Das Plangebiet (in Abbildung 1 rot dargestellt) hat eine Größe von ca. 7.600 m² und liegt im östlichen 

Bereich der Ortslage Niedermerz. Es umfasst folgende Bereiche des Grundstückes Gemarkung Nie-

dermerz Flur 13, Flurstücke 85 und 86 sowie Teile des Flurstücks 4.  

Auf den Flächen befindet sich derzeit eine Wohnbebauung mit zusätzlicher gewerblicher Fläche und 

eine leerstehende Halle. Der östliche Bereich neben der leerstehenden Halle ist derzeit unbebaut 

und gleicht einer brachliegenden Fläche. Im Umfeld der verfahrensgegenständlichen Flächen beste-

hen unterschiedliche Nutzungen. Im Norden und Westen grenzen landwirtschaftliche Flächen an. Im 

Süden grenzen Wohnnutzungen an, die durch den Bebauungsplan Nr. 38 N in Kraft getreten sind. Das 

Wohngebiet besteht vorwiegend aus Ein- und Zweifamilienhäusern. Östlich schließt sich die überört-

liche Landstraße L 11 an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes an.   
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1.1.4 Bedarf an Grund und Boden 

Bedarf an Grund und Boden 

Nutzung 

Fläche in m² (ca.) 

Gesamt Teilfläche 
Voraussichtliche 

Versiegelung 

    

Bestand 

Versiegelte Fläche 2.593 - 2.593 

Teilversiegelte Fläche 407 - 407 

Gartenfläche 2.648 - - 

Gehölzflächen 1.890 - - 

Wasserflächen (Versickerungsbecken  bleibt 

teilweise erhalten) 
106 - - 

Summe 7.644 - 3.000 

    

Planung 

Allgemeines Wohngebiet (GRZ 0,4 bzw. 0,6 mit 

Nebenflächen)  
6.133 - - 

davon versiegelte Fläche (40% bzw. 60% 

mit Nebenflächen) 
- 3.484 3.484 

davon Gartenfläche - 2.322 - 

davon Flächen zur Erhaltung / Bäume - 327 - 

Grünflächen öffentlich 32 - - 

Straßenverkehrsflächen öffentlich 801 - 801 

Straßenverkehrsflächen öffentlich mit der be-

Wirtschaftsweg  
491 - 491 

Flächen zum Anpflanzen 186 - - 

Summe 7.644 - 4.776 

Tabelle 1: Bedarf an Grund und Boden 

1.2 Einschlägige Umweltschutzziele aus Fachgesetzen und Fachplänen 

Einschlägige Fachgesetze, Raumordnung, Bauleitplanung und naturschutzfachliche oder wasser-

rechtliche Schutzgebiete treffen übergeordnete natur- und landschaftsbezogene Vorgaben. Nach-

folgend wird dargelegt, wie die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des 

Umweltschutzes, die für das Vorhaben von Bedeutung sind, bei der Aufstellung des Bauleitplans be-

rücksichtigt wurden. Da die wasserrechtlichen Schutzgebiete funktional dem Schutzgut Wasser zu-

geordnet sind, werden diese zum besseren Verständnis erst unter Kapitel 2.1.4 

darauf aufbauenden Kapiteln dieses Umweltberichts beschrieben. 
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1.2.1 Fachgesetze 

Umweltschutzziele Art der Berücksichtigung 

Tiere 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf Tiere zu berücksichtigen.  

Eine Konkretisierung dieser Belange ergibt sich aus dem allgemei-

nen sowie dem speziellen Artenschutz des Bundesnaturschutz-

gesetzes (BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es verbo-

ten,  

• wildlebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne ver-

nünftigen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten, 

• Lebensstätten wildlebender Tiere ohne vernünftigen Grund 

zu beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Im Rahmen des Verfahrens wurde eine 

artenschutzrechtliche Vorprüfung er-

stellt, die zu dem Ergebnis kommt, dass 

Verbotstatbestände ausgeschlossen 

werden können. Maßnahmen werden im 

Rahmen des Bebauungsplans festgesetzt.  

 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten 

• wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nach-

zustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 

Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-

digen oder zu zerstören, 

• wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der eu-

ropäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Auf-

zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten er-

heblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 

durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popula-

tion einer Art verschlechtert, 

• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der 

besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, 

zu beschädigen oder zu zerstören. 

 

Pflanzen 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf Pflanzen zu berücksichtigen. Eine 

Konkretisierung dieser Belange ergibt sich auch hier aus dem all-

gemeinen sowie dem speziellen Artenschutz des Bundesnatur-

schutzgesetzes (BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es 

verboten,  

• wildlebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem 

Standort zu entnehmen oder zu nutzen oder ihre Bestände 

niederzuschlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten, 

• Lebensstätten wildlebender Pflanzen ohne vernünftigen 

Grund zu beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Der Erhalt der vorhandenen wildleben-

den Pflanzen wird vorliegend nicht durch 

Festsetzungen des Bebauungsplans ge-

währleistet, da keine hochwertigen Be-

pflanzungen vorhanden sind. Zur Verbes-

serung der Bestandssituation hinsichtlich 

der Pflanzengesellschaften erfolgen di-

verse Festsetzungen zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-

pflanzungen (vgl. Kap. 2.4).  

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten 

• wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder 

ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie 

oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 

Besonders geschützte Pflanzenarten sind 

innerhalb des Plangebietes nicht vorhan-

den, sodass keine Festsetzungen für den 

Erhalt getroffen werden müssen.  
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Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich 

voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft in der Abwägung zu berücksichtigen. Der Umfang der 

erforderlichen Kompensationsmaßnahmen bemisst sich typi-

scherweise an den vor dem Eingriff vorhandenen Pflanzengesell-

schaften. 

Die erforderlichen Kompensationsmaß-

nahmen werden vor dem Hintergrund ei-

nes Landschaftspflegerischen Fachbei-

trages bestimmt. 

Fläche 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf die Fläche zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam 

und schonend umgegangen werden, wobei die Möglichkeiten der 

Innenentwicklung zu nutzen und Bodenversiegelungen auf das 

notwendige Maß zu begrenzen sind. 

Standortalternativen wurden auf der vor-

gelagerten Planungsebene untersucht. 

Möglichkeiten der Innenentwicklung wur-

den berücksichtigt, bestehen zur Erfül-

lung der Planungsziele vorliegend jedoch 

nicht. 

Boden 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf den Boden zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1 BBodSchG sind schädliche Bodenveränderungen ab-

zuwehren, Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Ge-

wässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge gegen nach-

teilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen 

auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen 

Funktionen vermieden werden. 

Durch Festsetzungen zum Maß der bauli-

chen Nutzung wird die Bodenversiege-

lung auf das zur Erfüllung der Planungs-

ziele erforderliche Maß begrenzt (vgl. 

Kap. 2.4). 

Wasser 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf das Wasser zu berücksichtigen. 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet 

nicht vorhanden, sodass diesbezügliche 

Auswirkungen nicht zu erwarten sind. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e) BauGB ist bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne der sachgerechte Umgang mit Abwässern berücksichti-

gen. 

Zur Vermeidung nicht erforderlicher Ein-

griffe in den natürlichen Wasserhaushalt, 

insbesondere die Grundwasserneubil-

dungsrate, soll das auf den versiegelten 

Flächen sowie den Dachflächen anfal-

lende Niederschlagswasser im Plangebiet 

einer zentralen Versickerungsanlage zu-

geführt werden. Hierfür wurde ein Ent-

wässerungskonzept (VDH Projektma-

nagement GmbH, 2023) erstellt. 

Luft und Klima 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf Luft und Klima zu berücksichtigen. 

Die Auswirkungen des Planvorhabens auf 

Luft und Klima wurden berücksichtigt. 

Allumfassend sind explizite negative Aus-

wirkungen durch das Planvorhaben nicht 

abzusehen (vgl. Kap. 2.1.6 und der darauf 

aufbauenden Kapitel) 
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Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e) BauGB ist bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne die Vermeidung von Emissionen zu berücksichtigen. 

Durch das Vorhandensein von Wohnnut-

zungen werden in der Regel keine Emis-

sionen hervorgerufen, die sich erheblich 

negativ auf die klimatische oder lufthygi-

enische Situation auswirken. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 h) ist bei der Aufstellung der Bauleitpläne 

die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in de-

nen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten 

der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte 

nicht überschritten werden, zu berücksichtigen. 

Die Belange wurden berücksichtigt, vor-

liegend ist jedoch von keiner erheblichen 

Beeinträchtigung der Luftqualität auszu-

gehen.  

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschut-

zes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegen-

wirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klima-

wandel dienen, Rechnung getragen werden 

Explizite Maßnahmen werden nicht ge-

troffen. Jedoch eröffnet der Bebauungs-

plan einen Gestaltungsspielraum, in dem 

entsprechende Maßnahmen, z.B. Dach-

begrünungen, Holzfassaden oder Solar- 

und Photovoltaikanlagen umgesetzt wer-

den können. Zugleich tragen die für an-

dere Schutzgüter festgesetzten Maßnah-

men, z.B. Pflanzmaßnahmen auch zu ei-

ner Begünstigung klimatischer Belange 

bei (vgl. Kap. 2.4). 

Nach dem in § 50 BImSchG normierten Trennungsgebot sind die 

für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 

zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie 

möglich vermieden werden. 

Durch die Plankonzeption wird eine An-

ordnung der Nutzungen ermöglicht, die 

schädliche Umwelteinwirkungen so weit 

wie möglich vermeidet. 

Wirkungsgefüge 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge zwischen den 

Schutzgütern Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft und 

Klima zu berücksichtigen. 

Das Wirkungsgefüge zwischen den 

Schutzgütern wurde berücksichtig, expli-

zite negative Auswirkungen darauf wer-

den jedoch durch die Planung nicht her-

vorgerufen. 

Landschaftsbild 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu berücksichti-

gen. 

Durch die Festsetzungen, die zu einer 

Entstehung ortsbildverträglicher Gebäu-

dekubaturen beitragen, sowie den grün-

ordnerischen Festsetzungen können die 

Auswirkungen auf das Landschaftsbild 

verringert werden (vgl. Kap. 2.4). 

Biologische Vielfalt 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu berücksich-

tigen. 

Durch die Aufstellung des Bebauungs-

plans wird ein artenarmer Lebensraum 

durch einen anderen artenarmen Le-

bensraum ersetzt. Die Festsetzungen, 

welche die Schutzgüter Tiere und Pflan-

zen begünstigen, wirken sich im Ergebnis 

positiv auf die biologische Vielfalt aus. 
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Mensch 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 c) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 

sowie die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1 Abs. 6 e) BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleitpläne 

die Vermeidung von Emissionen berücksichtigen. 

Das Schutzgut Mensch wurde berück-

sichtigt, sodass eine schalltechnische Un-

tersuchung (Büro für Schallschutz 

Michael Mück, 2022) durchgeführt wurde. 

Demnach sind immissionsschutzrechtli-

che Konflikte nicht ersichtlich. 

Kultur- und Sachgüter 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 d) BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter zu 

berücksichtigen. 

Schützenswerte Kulturgüter wurden be-

rücksichtigt, explizite negative Auswir-

kungen sind durch das Planvorhaben je-

doch nicht zu erwarten.  

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Um-

wandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen be-

gründet werden. 

Die Inanspruchnahme landwirtschaftli-

cher Flächen wurde in die Abwägung ein-

gestellt und begründet (vgl. Kapitel 2.1.11 

sowie die darauf aufbauenden Kapitel 

dieses Umweltberichts). 

Gem. § 1 DSchG NRW sind die Belange des Denkmalschutzes und 

der Denkmalpflege bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen 

angemessen zu berücksichtigen.  

Gemäß § 9 Absatz 1 DSchG NRW bedarf der Erlaubnis der Unteren 

Denkmalbehörde, wer Baudenkmäler oder ortsfeste Bodendenk-

mäler beseitigen, verändern, an einen anderen Ort verbringen 

oder die bisherige Nutzung ändern will, in der engeren Umgebung 

von Baudenkmälern oder ortsfesten Bodendenkmälern Anlagen 

errichten, verändern oder beseitigen will, wenn hierdurch das Er-

scheinungsbild des Denkmals beeinträchtigt wird oder bewegli-

che Denkmäler beseitigen oder verändern will. 

Beim Auftreten archäologischer Boden-

funde und Befunde ist die Stadt als Un-

tere Denkmalbehörde oder das LVR-Amt 

für Bodendenkmalpflege im Rheinland, 

Außenstelle Nideggen, unverzüglich zu 

informieren. 

Bodendenkmal und Fundstelle sind zu-

nächst unverändert zu erhalten. Die Wei-

sung des Rheinischen Amtes für Boden-

denkmalpflege für den Fortgang der Ar-

beiten ist abzuwarten. 

Tabelle 2: Umweltschutzziele aus Fachgesetzen; Quelle: Eigene Darstellung 

Neben den genannten Fachgesetzen werden auch die unterschiedlichen übergeordneten Fachpla-

nungen hinsichtlich ihrer Umweltschutzziele überprüft. Im Folgenden werden die weiteren planungs-

rechtlichen Rahmenbedingungen hinsichtlich ihrer umweltbezogenen Vorgaben dargestellt und hin-

sichtlich planbedingter Konflikte untersucht. 

1.2.2 Regionalplan 

Gemäß dem aktuellen Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen wird 

das  (Bezirksregierung 

Köln, 2016) Die gesamte Ortslage Niedermerz wird ebenso als Allgemeine Freiraum- und Agrarberei-

che dargestellt ist. 
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Abbildung 2: Regionalplan Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen. (Bezirksregierung Köln, 2016) 

Die AFAB dienen überwiegend den Funktionen der Landwirtschaft und des Freiraums sowie deren 

Sicherung. Gemäß des Regionalplanes können in den AFAB auch Siedlungen und Verkehrswege un-

terhalb der regionalbedeutsamen Darstellungsschwelle gelegen sein. Eine gewisse Bautätigkeit im 

Rahmen der Eigenentwicklung ist hier zulässig. Die Darstellungen des Regionalplanes stehen der Pla-

nung somit nicht entgegen. 

 

Abbildung 3: Auszug aus dem Entwurf zum in Aufstellung befindlichen Regionalplan Köln (Bezirksregierung Köln, 2021) 

Ebenso ist darauf hinzuweisen, dass die Darstellung des AFAB gemäß dem in Aufstellung befindlichen 

Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln entfallen wird. Demnach legt der in Aufstellung befindli-

che Regionalplan ein allgemeinen Siedlungsbereich, kurz ASB, fest. (Bezirksregierung Köln, 2021). Da-

mit sind planbedingte Konflikte weder mit dem aktuellen noch mit dem in Aufstellung befindlichen 

Regionalplan erkennbar. 

1.2.3 Flächennutzungsplan 

Im Flächennutzungsplan der Gemeinde Aldenhoven ist das Plangebiet als Umgrenzung eines Ände-
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gemischte Baufläche dargestellt wird. Umgrenzt wird das Plangebiet von Wohnbauflächen sowie ge-

mischten Bauflächen. Östlich entlang des Plangebietes verläuft die überörtliche Hauptverkehrsstraße 

 Landstraße L11. Durch den rechtswirksamen Flächennutzungsplan wird ebenso eine städtebauliche 

Entwicklung auf den verfahrensgegenständlichen sowie umliegenden angrenzenden Flächen beab-

sichtigt.  

Um das Plangebiet als allgemeines Wohngebiet (WA) auszuweisen, ist eine Änderung des Flächennut-

zungsplanes notwendig, damit der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden 

kann.  

 

Abbildung 4: Ausschnitt des Flächennutzungsplanes; Quelle: Gemeinde Aldenhoven. 

1.2.4 Naturschutzfachliche Schutzgebiete 

Naturschutzfachliche Schutzgebiete ergeben sich aus den §§ 21 und 23 bis 36 BNatSchG. Demnach 

sind der Biotopverbund bzw. die Biotopvernetzung (§ 21 BNatSchG), Naturschutzgebiete (§ 23 

BNatSchG), Nationalparke oder Nationale Naturmonumente (§ 24 BNatSchG), Biosphärenreservate (§ 

25 BNatSchG), Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG), Naturparke (§ 27 BNatSchG), Naturdenk-

mäler (§ 28 BNatSchG), geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG), gesetzlich geschützte 

Biotope (§ 30 BNatSchG) und Natura-2000-Gebiete (§§ 31 bis 36 BNatSchG) bei der Planung und 

Umsetzung von Vorhaben hinsichtlich einer möglichen Betroffenheit zu untersuchen.  

Form und Verfahren der Unterschutzstellung richten sich nach Landesrecht (vgl. § 22 Abs. 2 

BNatSchG). Demnach werden Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler und 

geschützte Landschaftsbestandteile in den Landschaftsplänen der Unteren Naturschutzbehörden 

festgesetzt. (vgl. § 7 LNatSchG) 

Das Plangebiet liegt im räumlichen Geltungsbereich des Landschaftsplanes 5 Aldenhoven / Linnich 

West.  In der Entwicklungs- und Festsetzungskarte wird für den gesamten Teil des Plangebietes das 

Entwicklungsziel g der Naturraumpotenziale bis zur Realisierung einer den Zie-

len der Raumordnung und Landesplanung entsprechenden Bauleitplanung oder fachplanerischen 

nutzungsplan oder Fachplanungen als bauliche Nutzungen geplant sind und mit den Zielen der Lan-

desplanung und Raumordnung abgestimmt wurden.  
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Demnach sind keine planbedingten Konflikte mit den Festsetzungen des Landschaftsplanes ersicht-

lich. 

Zur Beurteilung der Betroffenheit des Biotopverbunds bzw. der Biotopvernetzung sowie von Natur-

parken oder Nationalen Naturmonumenten, Biosphärenreservaten, Naturparken, gesetzlich ge-

schützten Biotopen und Natura-2000-

zurückgegriffen (MULNV NRW, 2020a). Eine Überlagerung mit entsprechenden Gebieten besteht 

demnach nicht.  

Beeinträchtigungen durch Nutzungsänderungen im weiteren Umfeld sind nach aktuellem Kenntnis-

stand allenfalls in Bezug auf Natura-2000-Gebiete ersichtlich. Beim nächstgelegenen Natura-2000-

Gebiet handelt es sich um das FFH-  6,0 km östlich des Plan-

gebietes befindet. -Gebieten durch in Flä-

chennutzungsplänen darzustellende Bauflächen im Sinne des § 1 Abs. 1 BauNVO/§ 5 Abs. 2 BauGB 

und in Bebauungsplänen auszuweisende Baugebiete im Sinne des § 1 Abs. 2 BauNVO/ § 9 Abs. 1 BauGB 

kann bei Einhaltung eines Mindestabstands von 300 m zu den Gebieten in der Regel nicht ausgegan-

(MKULNV NRW, 2016) Damit ist eine direkte Beeinträchtigung nicht zu erwarten.  

Aufgrund der anthropogenen Störung durch angrenzende Siedlungsnutzungen sowie der L 11 ist eine 

Bedeutung als Trittsteinbiotop oder Rastplatz jedoch nicht ersichtlich. Denn im Umfeld des Plange-

bietes bestehen Ausweichmöglichkeiten wie weitläufige Freiflächen oder die Biotopstrukturen der 

Ruraue, die für ziehende Arten deutlich attraktiver sein sollten. Zudem bereitet die Planung keine 

Nutzungen vor, die zu möglichen Barrierewirkungen für überfliegende Arten führen. In diesem Zu-

sammenhang sind planbedingte Konflikte nicht ersichtlich. 

1.3 Wasser-, Hochwasser- und Starkregenschutz 

Wasserrechtliche Schutzgebiete ergeben sich aus dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Demnach sind 

Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG), Heilquellen (§ 53 WHG) und Überschwemmungsgebiete (§ 76 WHG) 

hinsichtlich einer Betroffenheit zu untersuchen. Die diesbezügliche Auswertung erfolgt auf Basis der 

Datenbank ELWAS NRW (MULNV NRW, 2020b).  

Auf Grundlage von § 78b WHG und § 78d WHG sowie der Verordnung über die Raumordnung im Bund 

für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV) werden zudem die Starkregenhinweis-

karte, die Hochwasser-Risikokarte und die Hochwasser-Gefahrenkarte in die Betrachtung einbezo-

gen. Diesbezüglich wird auf das Fachinformationssystem Klimaanpassung NRW (LANUV NRW, 2020)  

zurückgegriffen. 

Trinkwasser und Heilquellen 

Das Plangebiet wird von keinen Heilquellen, Wasserschutzgebieten sowie Oberflächengewässern bzw. 

diesbezüglichen Überschwemmungsgebieten überlagert. Rund 200 m südlich des Plangebietes be-

findet sich der Merzbach. Dieser wird durch Verkehrsstraßen, Wohnbebauungen sowie Grünstruktu-

ren räumlich und funktional vom Plangebiet getrennt. Maßgebliche Wechselwirkungen sind in diesem 

Zusammenhang nicht zu erwarten. 

Hochwasser und Starkregenschutz  

Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten (§ 78b WHG) und Hochwasserentstehungs-

gebiete (§ 78d WHG) werden vom Plangebiet nicht überlagert und sowohl aus der 
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Starkregenhinweiskarte als auch aus der Hochwassergefahren- und Risikokarte kann kein Handlungs-

bedarf für die Plangebiete abgeleitet werden.  

2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER 

UMWELTAUSWIRKUNGEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 sind die in der Umweltprüfung ermittelten, erheblichen Umweltauswir-

kungen zu beschreiben und zu bewerten. Dies umfasst neben der Bestandsbeschreibung und der 

Entwicklungsprognosen bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung auch die Darlegung 

von Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, die Prüfung von Planungsalternativen 

sowie eine Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen. 

2.1 Basisszenario sowie Bewertung und Prognose zum Umweltzustand 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe a) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe a und b umfasst der Umweltbericht eine Bestandsaufnahme 

der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes, einschließlich der Umweltmerkmale der 

Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden (Basisszenario) sowie eine Prognose über 

die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung (Entwicklungsprognose). Die Be-

trachtung wird anhand der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a), c) und d) BauGB genannten Schutzgüter gegliedert. 

Diese sind als umfassende Bezeichnung der Umweltbelange zu verstehen (Ernst, Zinkhahn, 

Bielenberg, & Krautzberger, 2019). Aufgrund funktionaler Zusammenhänge werden Tiere, Pflanzen 

und biologische Vielfalt sowie Luft und Klima gebündelt betrachtet. Hierdurch werden diesbezügliche 

Wirkungszusammenhänge erfasst. Weitere Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge werden in den Ka-

piteln zu den jeweiligen Schutzgütern beschrieben. Auf ein gesondertes Kapitel zur Beschreibung des 

Wirkungsgefüges wird verzichtet. 

Da Basisszenario und Entwicklungsprognose aufeinander aufbauen, werden auch diese zusammen-

gefasst. Ebenso werden die Auswirkungen der Nichtdurchführung der Planung im Kapitel 2.3 gebün-

delt, da sie überwiegend zu keiner erheblichen Veränderung des Umweltzustandes führen. 

2.1.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Tiere und Pflanzen erfüllen Funktionen in Stoffkreisläufen, als Bewahrer genetischer Vielfalt und Ein-

flussfaktor für andere Schutzgüter (z.B. Reinigungs-, Filter- und Produktionsfunktion für Boden, Was-

ser, Luft bzw. Klima). Daher sind sie in ihrer biologischen Vielfalt zu schützen. Die biologische Vielfalt 

umfasst wiederum drei Aspekte: Die Vielfalt der Ökosysteme (z.B. Lebensgemeinschaften, Lebens-

räume, Landschaften), der Arten und die genetische Vielfalt innerhalb der Arten (BfN, 2020a). 

BASISSZENARIO 

Auf den Flächen des Plangebietes befindet sich derzeit eine Wohnbebauung mit zusätzlicher gewerb-

licher Fläche und einer leerstehenden Halle. Der östliche Bereich neben der leerstehenden Halle ist 
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derzeit unbebaut und gleicht einer brachliegenden Fläche. Eine besondere Ausprägung konnte im 

Rahmen von Begehungen nicht festgestellt werden. 

Planungsrelevante Pflanzenarten kommen in NRW kaum vor. Es sind lediglich 6 planungsrelevante 

Arten mit jeweils sehr wenigen Vorkommen bekannt. Diese finden sich überwiegend an Sonderstand-

orten mit sehr spezifischen Habitatansprüchen. Diese Habitatanforderungen sind in den vorliegen-

den Fällen nicht gegeben.  

Im Hinblick auf Tiere stellt auch Gartenflächen bzw. brachliegende Fläche einen Lebensraum dar. 

Rückzugsmöglichkeiten in Form von Sträuchern sowie Ansitz- oder Singwarten bestehen allenfalls im 

Umfeld. Zudem kann es durch angrenzende Wohnbebauungen, Verkehrsflächen und vertikale Struk-

turen zu Störwirkungen und daraus resultierendem Meideverhalten kommen. Auf den daran angren-

zenden Flächen ist daher mit Arten der halboffenen Feldflur zu rechnen. Die von der Ortslage abge-

wandten Teile des Plangebietes stellen aufgrund der Großflächigkeit des Plangebietes auch ein po-

tenzielles Habitat für Arten der offenen Feldflur dar. Die vorgenannten Habitate können von Tieren 

als Nahrungshabitat (z.B. durch Fledermäuse und Greifvögel), als Fortpflanzungsstätte (z.B. durch 

Feldhamster, Feldlerche, Wachtel und Rebhuhn) oder als Ruhestätte (z.B. durch Rehwild und Feld-

hasen) genutzt werden. 

In einer Artenschutzprüfung der Stufe I (Fehr, 2022) wurde das Vorkommen besonders geschützter 

Arten fachgutachterlich untersucht. Im Zuge einer Datenrecherche und einer Begutachtung des Ge-

ländes vor Ort wurde sowohl das potenziell mögliche Vorkommen planungsrelevanter Arten ermittelt 

als auch konkret nach Hinweisen hierauf gesucht. Brutvorkommen planungsrelevanter Vogelarten, 

sowie Fledermausvorkommen, können auf den Flächen weitestgehend ausgeschlossen werden. Ein 

gewisses, wenn auch sehr geringes Potenzial, gibt es für die störungsunempfindlichen Arten Bluthänf-

ling und Star bzw. Zwergfledermaus. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Durch die Umsetzung des Vorhabens wird die leerstehende Halle zurückgebaut und vorhandene Be-

pflanzungen vollständig entfernt. Aufgrund des eher geringen Ausgangswertes der Bepflanzung wer-

den diese Eingriffe in Pflanzen selbst als nicht erheblich bewertet. Gleichwohl stellen sie ein Habitat 

für unterschiedliche Tiere dar.  

Gemäß § 44 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tiere der besonders oder streng geschützten 

Arten bzw. europäische Vogelarten mitsamt ihrer Lebensstätten zu beeinträchtigen. Eine Betrach-

tung von Jagdhabitaten kann bei der Bewertung von Empfindlichkeit und Eingriff zunächst unberück-

sichtigt bleiben (vgl. BVerwG, Besch. v. 13. März 2008  9 VR 10.07). Ausgenommen sind Jagdhabitate, 

deren Beeinträchtigung den Fortbestand gesetzlich geschützter Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

gefährdet bzw. Individuen die Nahrungsgrundlage in einer solchen Form entzieht, dass diese verhun-

gern und damit indirekt getötet werden. Da Jagdhabitate mit spezieller oder besonderer Ausprägung 

im Plangebiet nicht vorhanden sind, liegt dieser Ausnahmetatbestand nicht vor. 

In Bezug auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann es durch mit dem Baustellenbetrieb verbundene 

Schall-, Licht- und Staubimmissionen zur Verdrängung störungsempfindlicher Arten kommen. Durch 

die Baufeldräumung können Fortpflanzungs- und Ruhestätten dauerhaft zerstört werden und mit 

einer Verletzung und/oder Tötung von Individuen einhergehen. Durch das Vorhaben werden alle Ar-

ten, die nicht siedlungsangepasst sind, dauerhaft aus dem Plangebiet verdrängt. 
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In einer Artenschutzprüfung der Stufe I (Fehr, 2022) wurde überprüft, ob ein Verstoß gegen § 44 

BNatSchG ausgeschlossen werden kann. Demnach kann der Tötungstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 

1 BNatSchG, der auch nicht planungsrelevante Vogelarten betrifft, durch folgende Maßnahme ausge-

schlossen werden. Weiterhin wird damit auch der Schutz von Fledermäusen gewährleistet.  

• Zeitfenster für die Baufeldfreimachung 

Die Rodungen von Bäumen, Sträuchern und Hecken sollten unbedingt während der vermeh-

rungsfreien Zeit vom 1. Oktober bis 28. Februar durchgeführt werden (BNatSchG § 39 Abs. 5 

Punkt 2), um das Risiko, Nester zu zerstören und Jungtiere zu töten, auszuschließen. Vor den 

Rodungen sind die Bäume zur Sicherheit auf den Besatz mit Fledermäusen zu kontrollieren.  

Insgesamt können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG 

ausgeschlossen werden. Vor diesem Hintergrund sind Maßnahmen zu berücksichtigen, die im Kapitel 

2.4 dieses Umweltberichts zusammengefasst werden. 

2.1.2 Fläche 

Fläche ist unvermehrbare Ressource, Lebensgrundlage für den Menschen und wird durch diesen 

beansprucht (BMU, 2017). Planungsrechtliche oder tatsächliche Inanspruchnahme ist mit der Zu-

nahme von Siedlungs- und Verkehrsfläche gleichzusetzen (MULNV NRW, 2018); nicht jedoch mit Ver-

siegelung, da auch gestaltete Grün-, Erholungs- und Freizeitflächen zur Siedlungs- und Verkehrsflä-

che gezählt werden (BMU, 2017). Bei Inanspruchnahme erfolgt eine Nutzungsänderung, was zumeist 

mit irreversiblem Verlust der ursprünglichen Funktion einhergeht.   

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet umfasst Fläche im Umfang von ca. 7.644 qm. Diese ist bereits durch das bestehende 

Haus sowie die angrenzende leerstehende Halle teilweise versiegelt.  

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Aufgrund des Flächenumfangs des geplanten Vorhabens von ca. 7.644 qm und der bereits bestehen-

den Vorbelastung ist vorliegend von einer geringen Empfindlichkeit des Schutzgutes auszugehen. Be-

reits im rechtswirksamen Flächennutzungsplan, ist die Fläche als gemischte Baufläche dargestellt. 

Durch die Umsetzung soll eine Wohnbaufläche dargestellt werden. Demnach besteht zum jetzigen 

Stand eine bauliche Nutzung. Der Eingriff in das Schutzgut Fläche ist als gering zu bewerten. Eine 

Untersuchung möglicher Kompensationsmaßnahmen erfolgt in Kapitel 2.4Fehler! Verweisquelle k

onnte nicht gefunden werden. dieses Umweltberichts.  

2.1.3 Boden 

Gemäß § 2 Abs. 2 BBodSchG erfüllt Boden Funktionen als Lebensgrundlage und -raum für Menschen, 

Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen. Darüber hinaus ist er Ausgleichsmedium in Wasser- und Nähr-

stoffkreisläufen sowie Ab- und Aufbaumedium für stoffliche Entwicklung. Aus unterschiedlichen 

Gründen kann er schutzwürdig sein (GD NRW, 2018c): 

• Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte 

• Regler- und Pufferfunktion / natürliche Bodenfruchtbarkeit 

• Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum 
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Ferner erfüllt Boden Funktionen als Standort und als Archiv. Zur Vermeidung von Dopplungen werden 

diese in den Kapiteln 2.1.2 und 0 sowie den darauf aufbauenden Kapiteln beschrieben. 

BASISSZENARIO 

Zur Bewertung des Bodens werden die Geobasisdaten der Vermessungs- und Katasterverwaltung 

NRW (Land NRW, 2020) und die Bodenkarten im Maßstab 1:5.000 (GD NRW, 2018a) und 1:50.000 (GD 

NRW, 2018b) verwendet. Hieraus ergeben sich die nachfolgenden Erkenntnisse. 

Zusammensetzung 

Gemäß Bodenkarte ist im Plangebiet der Bodentyp Parabraunerde vorherrschend. Die jeweilige Zu-

sammensetzung wird in der folgenden Tabelle erläutert. 

Zusammensetzung des vorhandenen Bodens 

Bodentyp Bestandteil 
Schichtdicke 

(dm) 

Parabraunerde 

Schluffiger Lehm 

aus Löß (Jungpleistozän) 

Alternativ stellenweise Kolluvium (Holozän) 

19 bis 20.1 

Mittel toniger Schluff, karbonathaltig 

aus Löß (Jungpleistozän) 
0 bis 1.1 

Tabelle 3: Zusammensetzung des vorhandenen Bodens (GD NRW, 2018 b) 

Bodenparameter 

Im Bereich der Parabraunerde ist mit überdurchschnittlichen Bodenparametern und einer entspre-

chend hohen Bodenfruchtbarkeit zu rechnen. Eine detaillierte Beschreibung anhand der einzelnen 

Bodenparameter ist der folgenden Tabelle zu entnehmen. 

Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die landwirtschaftliche Eignung  

Parameter Definition Wert 

Wertzahlen der 

Bodenschät-

zung 

Die Bodenwertzahl drückt Reinertragsunterschiede aus, die bei üblicher 

und ordnungsgemäßer Bewirtschaftung nur durch den Ertragsfaktor Bo-

den bedingt sind. 

70 bis 90 

(sehr hoch) 

Feldkapazität 

Die Feldkapazität bestimmt die Fähigkeit des Bodens, die Verlagerung von 

Stoffen wie Nitrat, die weder adsorptiv festhalten noch mikrobiell umge-

setzt werden, in den Untergrund zu mindern. 

363 mm 

(hoch) 

Nutzbare Feld-

kapazität 

Bei grundwasserfreien und nicht staunässedominierten Standorten ist die 

nutzbare Feldkapazität das wesentliche Maß für die Bodenwassermenge, 

die den Pflanzen zur Verfügung steht. 

154 mm 

(hoch) 

Luftkapazität 

Luftkapazität ist ein Maß für die Versorgung der Pflanzenwurzeln mit Sau-

erstoff. Sie stellt die Speicherkapazität für Starkniederschläge, Grundwas-

ser sowie Staunässe dar und bestimmt zusammen mit der Wasserleitfä-

higkeit die Amplitude und Geschwindigkeit von Wasserstandsänderungen 

im Witterungsverlauf. 

110 mm 

(mittel) 
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Kationenaus-

tauschkapazi-

tät 

Nährstoffe kommen in der Natur als Kationen vor. Die Kationenaus-

tauschkapazität bezeichnet die Menge an Nährstoffen, die ein Boden in 

Bezug auf seine Masse binden und abgeben kann. 

252 mol+/m² 

(hoch) 

Effektive 

Durchwurze-

lungstiefe 

Die effektive Durchwurzelungstiefe kennzeichnet die Tiefe, bis zu der das 

pflanzenverfügbar gespeicherte Bodenwasser von einjährigen Nutzpflan-

zen bei Ackernutzung in niederschlagsarmen Jahren vollständig ausge-

schöpft werden kann. 

11 dm 

(sehr hoch) 

Tabelle 4: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die landwirtschaftliche Eignung (GD NRW, 2018 b) 

Schutzwürdigkeit 

Die Schutzwürdigkeit eines Bodens ergibt sich laut dem BBodSchG aus dem Ausprägungsgrad der 

Erfüllung natürlicher Bodenfunktionen sowie der Archivfunktion (GD NRW, 2018c). Vorliegend ist die 

Erfüllung der natürlichen Bodenfunktionen vorrangig zu betrachten, da sich die Archivfunktion aus 

dem Vorhandensein von Bodendenkmälern und anderen denkmalrechtlichen Gegebenheiten ergibt 

und diese an dieser Stelle nicht untersucht werden. Die Schutzwürdigkeit der vorhandenen Böden ist 

somit der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.  

Schutzwürdigkeit der vorhandenen Böden 

Bodenteilfunktion Schutzwürdigkeit gegeben? 

Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte Nein 

Regler- und Pufferfunktion / natürliche Bodenfruchtbarkeit Ja 

Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum Nein 

Tabelle 5: Schutzwürdigkeit des vorhandenen Bodens; (GD NRW, 2018b) 

Vorbelastung / Altlasten 

Die vorhandenen Böden wurden auf Altlasten hin untersucht (Terra, 2022). Hinweise auf Bodenver-

unreinigungen wurden nicht gefunden. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Die vorliegenden Böden erfüllen aufgrund einer natürlichen Bodenfruchtbarkeit im besonderen 

Maße eine Regler- und Pufferfunktion. Vor diesem Hintergrund ist von einer hohen Empfindlichkeit 

des Schutzgutes auszugehen. 

Im Rahmen der Baumaßnahmen wird die Bodenstruktur durch Versiegelung, Verdichtung, Abtragun-

gen und Aufschüttungen dauerhaft verändert. Insbesondere auf den versiegelten Flächen gehen die 

natürlichen Funktionen verloren. Daher sind die baubedingten Eingriffe in das Schutzgut Boden als 

erheblich zu bewerten und zu kompensieren. Eine Zusammenfassung der diesbezüglichen Maßnah-

men erfolgt im Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts. 

Durch den Betrieb von Wohngebieten sind keine erheblichen Bearbeitungen des Bodens oder 

Schadstoffeinträge in diesen zu erwarten. Insofern wird das Vorhandensein des Wohngebietes vo-

raussichtlich zu keinen weiteren, erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzguts Boden führen. 
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2.1.4 Wasser 

Gemäß § 1 WHG erfüllt Wasser Funktionen als Lebensgrundlage und -raum für Menschen, Tiere und 

Pflanzen sowie als nutzbares Gut. Es beeinflusst das Klima, da Wärme durch Verdunstung der Atmo-

sphäre zugeführt wird (DWD, 2020). Im Hinblick auf seine zerstörerische Kraft ist der Hochwasser-

schutz zu beachten. 

BASISSZENARIO 

Zur Beschreibung des Schutzgutes wird u.a. auf das elektronische wasserwirtschaftliche Verbundsys-

tem für die Wasserwirtschaftsverwaltung in NRW (ELWAS WEB) zurückgegriffen (MULNV NRW, 2019). 

Demgemäß können die nachfolgenden Aussagen getroffen werden. 

Oberirdische Gewässer 

Gemäß § 2 WHG handelt es sich bei oberirdischen Gewässern um Fließgewässer mit ständigem oder 

zeitweiligem Abfluss, die der Vorflut für Grundstücke mehrerer Eigentümer dienen. Sie werden ein-

geteilt in Gewässer erster und zweiter Ordnung sowie in sonstige Gewässer.  

Im Plangebiet selbst bestehen keine Oberflächengewässer. Gewässer erster Ordnung sind im mittel-

baren Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden. Das nächstgelegene Gewässer zweiter Ordnung 

stellt die Rur in etwa 6 km östlicher Entfernung des Plangebietes dar. Das nächstgelegene sonstige 

Gewässer stellt der Merzbach, der rund 200 m südlich des Plangebiets liegt, dar. Dieser wird durch 

Verkehrsstraßen, Wohnbebauungen sowie Grünstrukturen räumlich und funktional vom Plangebiet 

getrennt. 

Grundwasser 

ser befindet sich mengenmäßig wie auch chemisch in einem schlechten Zustand. Überschreitungen 

der Schwellenwerte nach Anlage 2 der Grundwasserverordnung bestehen in Bezug auf Nitrat.  

Eine kleinräumige Beschreibung der vorhandenen Grundwassereinflüsse ist unter Berücksichtigung 

des Bodens möglich. Hierzu wird auf die Bodenkarte im Maßstab 1:50.000 zurückgegriffen (GD NRW, 

2018b) . Demnach ist im Plangebiet mit Parabraunerde zu rechnen. Es ergeben sich die nachfolgen-

den Parameter.  

Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser 

Parameter Definition Bodentyp 

Gesättigte 

Wasserleitfä-

higkeit 

Die gesättigte Wasserleitfähigkeit (kf) kennzeichnet, mit welchem Widerstand 

ein Boden Wasser gegen die Schwerkraft halten kann. Sie dient der Bewer-

tung des Bodens als mechanischer Filter, beeinflusst die Erosionsanfälligkeit 

und wird zur Ermittlung vom Dränbedürftigkeit bzw. Dränabständen verwen-

det. 

16 cm/d 

(mittel) 

Kapillare Auf-

stiegsrate 

Die kapillare Aufstiegsrate gibt an, in welcher Intensität ein Boden Wasser 

aus den grundwasserbeeinflussten Schichten durch die Kraft seiner Kapilla-

rität in den effektiven Wurzelraum nachliefert. 

0 mm/d 

(keine Nach-

lieferung) 
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Grundwas-

serstufe 

Der Grundwasserspiegel schwankt in Abhängigkeit von Klima- und Witte-

rungsverhältnissen sowie Wasserverbrauch durch Vegetation oder Men-

schen mehr oder weniger stark. Die Grundwasserstufen geben den Kernbe-

reich der Grundwasserschwankung wieder. 

0 

(ohne 

Grundwas-

ser) 

Staunässe-

grad 

Staunässe tritt auf, wenn eine geringe wasserdurchlässige Zone im Boden 

(Staukörper) die Versickerung des Niederschlagswassers hemmt und somit 

zur Vernässung des darüber liegenden Bereiches (Stauwasserleiter) führt. 

0 

(ohne 

Staunässe) 

Versicke-

rungseignung 

Die Versickerungseignung stellt eine Ersteinschätzung dar, in welchem Maß 

Böden für eine Versickerung von Niederschlagswasser geeignet sind und 

welche Gründe gegebenenfalls entgegenstehen.  

Ungeeignet 

Tabelle 6: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser (GD NRW, 2018b) 

Die Angabe bezüglich der Versickerungseignung des Geologischen Dienstes NRW dient vorliegend 

lediglich als erste Einschätzung. Während der Feldversuche im Mai 2022 wurden insgesamt neun 

Rammsondierungsbohrungen bis 5,00 Meter unter Geländeoberkante durchgeführt. Als Ergebnis der 

Bohruntersuchungen wurde im hydrogeologischen Gutachten (Terra, 2022) festgehalten, dass bis zu 

den angesetzten Bohrtiefen ausschließlich bindige Böden mit einer erfahrungsgemäß schlechten 

Wasserdurchlässigkeit angetroffen wurden, die für eine Versickerung ungeeignet sind. Demzufolge 

wurden im August 2022 zwei weitere Sondierungsbohrungen mit mehr als 8 Metern Bohrtiefe abge-

teuft, um in den dort erbohrten versickerungsfähigen Sanden und Kiesen eine Bestimmung der Was-

serdurchlässigkeit anhand von Versickerungsversuchen durchführen zu können. In den darunter an-

stehenden Grobsand bzw. Kies ab einer Tiefe von 7,40 m bzw. 7,80 m ist mit einer Versickerungsfä-

higkeit zu rechnen. 

Wasser-, Hochwasser- und Starkregenschutz 

Wasserrechtliche Schutzgebiete ergeben sich aus dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Demnach sind 

Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG), Heilquellen (§ 53 WHG), Überschwemmungsgebiete (§ 76 WHG), Ri-

sikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten (§ 78 b WHG) und Hochwasserentstehungs-

gebiete (§ 78 d WHG) hinsichtlich einer Betroffenheit zu untersuchen. Die diesbezügliche Auswertung 

erfolgt auf Basis der Datenbank ELWAS-WEB (MULNV NRW, 2019). 

Auf der Grundlage der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden 

Hochwasserschutz (BRPHV) werden die Starkregenhinweiskarte, die Hochwasserrisikokarte und die 

Hochwassergefahrenkarte in die Betrachtung einbezogen. Diesbezüglich wird auf das Fachinforma-

tionssystem Klimaanpassung NRW zurückgegriffen (LANUV NRW, 2020 a). 

Innerhalb der Plangebiete befinden sich keine Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG). Das nächstgelegene 

Wasserschutzgebiet ist das festgesetzte Trinkwasserschutzgebiet Reichswald in einer Entfernung von 

ca. 10,8 km südlich des Plangebietes. Das Schutzgebiet wird durch bestehende Ortslagen räumlich 

und funktional vom Plangebiet getrennt. Wechselwirkungen mit dem Plangebiet sind nicht erkennbar. 

Heilquellen (§ 53 WHG) sind im linksrheinischen NRW nicht vorhanden und insofern mit abschließen-

der Sicherheit nicht von der Planung betroffen. Das Plangebiet wird von keinen Überschwemmungs-

gebieten (§ 78 b WHG) überlagert. 

Hochwasserentstehungsgebiete (§ 78 d WHG) werden gemäß § 78 d Abs. 2 WHG von den Ländern 

durch Rechtsverordnung festgesetzt. Dies ist in NRW aktuell noch nicht erfolgt. 
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ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Im Plangebiet oder dem von der Planung betroffenen Umfeld sind wasserrechtliche Schutzgebiete 

oder oberirdische Gewässer nicht vorhanden. Ferner ist davon auszugehen, dass eine natürliche Ver-

sickerungsfähigkeit in den oberen Bodenschichten nicht gegeben ist. Hierdurch werden planbedingte 

Auswirkungen auf die Qualität und Menge des Grundwassers begrenzt. Die mit von Grundwasser-

schwankungen hervorgerufenen Bodenbewegungen verbundenen Belange können durch allgemein 

geltende bauliche Standards bewältigt werden. Insgesamt ist damit von einer geringen, spezifischen 

Empfindlichkeit des Schutzgutes Wasser auszugehen. 

Aufgrund der geringen Empfindlichkeit werden baubedingte Auswirkungen in Form von Versieglung 

und einer damit verbundenen Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate als nicht erheblich er-

achtet. Der Bau und Betrieb von Wohngebieten führen zudem nur in stark eingeschränktem Maße 

zum Einsatz wassergefährdender Stoffe. Damit sind erhebliche Auswirkungen auf das Wasser insge-

samt nicht zu erwarten. 

2.1.5 Luft und Klima 

Das lokale Kleinklima bildet die Grundlage für die Vegetationsentwicklung und ist unter dem Aspekt 

der Niederschlagsrate für den Wasserhaushalt und die Grundwasserneubildung verantwortlich. Luft 

ist lebensnotwendig zum Atmen für Mensch und Tier. Zudem übernimmt die Atmosphäre Funktionen 

als Schutz- und Übertragungsmedium für Stoffflüsse. Ein ausgewogenes Klima und eine regelmäßige 

Frischluftzufuhr sind Grundlage für gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse.  

BASISSZENARIO 

Klimadaten 

Die Gemeinde Aldenhoven liegt innerhalb des klimatischen Bereiches der Niederrheinischen Bucht. 

Es besteht ein gemäßigtes, humides, atlantisch geprägtes Klima, welches durch milde Winter und ge-

mäßigte Sommer definiert wird. (Matthiesen, 1989) 

Zur Bewertung des lokalen Klimas wird auf den Klimaatlas Nordrhein-Westfalen zurückgegriffen 

(LANUV NRW, 2020c). Demnach ist das Klima des Plangebietes im Jahresmittel durch eine Lufttem-

peratur von 12,0 °C, eine Niederschlagssumme von 565 mm und eine Sonnenscheindauer von 

2.029 Stunden gekennzeichnet. Die Windgeschwindigkeit in 10 m Höhe liegt bei ca. 3,8 m/s, unterliegt 

jedoch kleinräumigen Schwankungen. 

Luftschadstoffe 

Zur Bewertung der zu erwartenden Luftschadstoffe wird auf das Online-Emissionskataster Luft NRW 

zurückgegriffen (LANUV NRW, 2020b). Hier wird zwischen zahlreichen Emittenten- und Schadstoff-

gruppen unterschieden. Im Hinblick auf die Vielzahl der möglichen Angaben bei gleichzeitiger Wah-

rung der Anstoßfunktion, ist die weitere Betrachtung auf eine fachlich begründete Auswahl zu be-

schränken. 

Vor diesem Hintergrund sowie im Hinblick auf den Klimawandel erfolgt eine Betrachtung der im Ky-

oto-Protokoll benannten Treibhausgase (Umweltbundesamt, 2020a): Kohlendioxid, Methan, und 

Lachgas (N2O) sowie die fluorierten Treibhausgase (HFKW). Aufgrund der hierfür europaweit definier-

ten Grenzwerte (Umweltbundesamt, 2020b) wird die Betrachtung auf die Feinstaubfraktion PM10 er-

weitert. Eine Betrachtung der Fraktion PM2,5 ist mangels Datengrundlage nicht möglich. Da im 
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Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes keine Ursachenforschungen betrieben, sondern lediglich 

die Auswirkung des Planvorhabens im Zusammenwirken im bestehenden Gesamtgefüge untersucht 

werden, erfolgt die Betrachtung der vorgenannten Schadstoffe über alle Emittentengruppen hinweg.  

Schadstoff 
Menge Belastung 

Bezeichnung Chem. Summenformel 

Kohlendioxid CO2 1.811 t/km² Mittel 

Methan CH4 163 kg/km² Mittel 

Lachgas N2O 32 kg/km² Mittel 

Fluorierte Treibhausgase HF 218 g/km² Mittel 

Feinstaub PM10 209 kg/km² Mittel 

Tabelle 7: Belastung des Plangebietes mit klimatisch wirksamen Luftschadstoffen; (LANUV NRW, 2020b) 

Klimatisch wirksame Funktionen 

Bei den verfahrensgegenständlichen Flächen handelt es sich um teilweise bebaute Flächen. Jedoch 

auch unbebaute, brachliegende Flächen, die eine Funktion als Kaltluftentstehungsgebiet erfüllen. Kli-

matisch bedeutsame Vegetationsstrukturen, die zur Bildung von Frischluft und zur Bindung von Luft-

schadstoffen beitragen würden, sind innerhalb der verfahrensgegenständlichen Flächen nur im ge-

ringen Maß vorhanden. Durch die angrenzende landwirtschaftliche Nutzung werden die klimatischen 

Funktionen jahreszeitabhängig bzw. bei fehlender Vegetation eingeschränkt erfüllt. Innerhalb von 

Zeiträumen, in denen die Fläche von keiner Vegetation bedeckt ist, kann ferner die Bildung von Stau-

bemissionen nicht ausgeschlossen werden. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Klimatisch bedeutsame oder luftreinhaltende Strukturen sind im Plangebiet nicht vorhanden. Daher 

wird die spezifische Empfindlichkeit des Schutzgutes als gering bewertet. 

Durch Nutzungen im Rahmen von Wohnbauflächen werden in der Regel keine Emissionen hervorge-

rufen, die sich negativ auf die klimatische oder lufthygienische Situation auswirken. Schadstoffe in 

geringen Mengen sind vorwiegend im Zuge zusätzlicher Verkehre möglich. Zudem ist eine zuneh-

mende Versiegelung zu erwarten. Da versiegelte Flächen eine ungünstigere Strahlungsbilanz aufwei-

sen sind diesbezüglich zusätzliche, negative klimatische Wirkungen zu erwarten. Durch eine Bebauung 

der dem Planverfahren zugrundeliegenden Flächen werden zudem die Windströmungen beeinflusst. 

Die geplante Überbauung des Plangebietes führt zu einem vollständigen Verlust der Produktionsfä-

higkeit von Kaltluft. Die Entstehung einer Hitzeinsel ist zu erwarten.  

Aufgrund der Lage am Siedlungsrand, der durch eine hinreichende Zahl an unbebauten Freiflächen 

gekennzeichnet ist, die weiterhin als Kaltluftentstehungsgebiete dienen können, wird eine planbe-

dingte, unverträgliche Veränderung des lokalen Klimas nicht erwartet. Die von Wohnvorhaben aus-

gehenden Mengen an Luftschadstoffen sind gering. Insgesamt werden die planbedingten Auswirkun-

gen auf die Schutzgüter Luft und Klima daher als nicht erheblich bewertet. 

2.1.6 Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild hat in erster Linie eine ästhetische und identitätsbewahrende Funktion. Die 

Komposition verschiedener typischer Landschaftselemente macht die Eigenart eines Landstriches 
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aus. Neben der Bewahrung typischer Arten, Strukturen und Bewirtschaftungsformen spielt dies auch 

für den Erholungswert der Landschaft eine große Rolle.  

BESTANDSBESCHREIBUNG 

Das Plangebiet liegt im Bereich der naturräumlichen Haupteinheit Jülicher Börde. Laut der heutigen 

potenziell natürlichen Vegetation (HpnV) müsste das Landschaftsbild insbesondere durch Maiglö-

cken-Perlgras-Buchenwald und stellenweise durch Maiglöckchen-Stieleichen-Hainbuchenwald so-

wie Flattergras-Buchenwälder geprägt sein. Die lokale Landschaft besteht überwiegend aus landwirt-

schaftlich genutzten Flächen mit vereinzelten Grün- und Gehölzstrukturen, wird jedoch von Sied-

lungsnutzungen wie verschiedenen Ortslagen und Verkehrstrassen überprägt. 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches selbst befindet sich ein Wohnhaus sowie eine angren-

zende leerstehende Halle. Entlang des Plangebietes läuft ein Wirtschaftsweg zur dahinterliegenden 

landwirtschaftlichen Fläche. Im nordöstlichen Bereich des Plangebietes verläuft die Landstraße L11. 

Im Süden sowie weiter westlich des Plangebietes grenzt die Ortslage Niedermerz an die verfahrens-

gegenständlichen Flächen. Im Nordosten grenzt hinter der Landstraße die Ortslage von Aldenhoven 

an. Beide Siedlungsstrukturen werden durch kleinteilige Wohnnutzungen geprägt.  

Im Nordwesten und Westen schließt die freie Feldflur an das Plangebiet an. Diese wird von einigen 

Wirtschaftswegen durchzogen. Das Plangebiet befindet sich somit an der Grenze zur freien Land-

schaft und besitzt demzufolge eine gewisse Bedeutung für das Landschaftsbild. 

Eine zu betonende Bedeutung für das übergeordnete Landschaftsbild ist vorliegend jedoch nicht 

erkennbar. Durch die stark befahrende Landstraße ist bereits eine Vorbelastung vorhanden. Entlang 

der nördlichen Plangebietsgrenze wird das Plangebiet mit Gehölzstrukturen von der freien Feldflur 

abgeschirmt.  

Die verfahrensgegenständlichen Flächen besitzen derzeit eine geringe Bedeutung für die Naherho-

lung. Sie sind der Allgemeinheit nur beschränkt zugänglich.  

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Eine zu betonende Bedeutung des Plangebietes für das übergeordnete Landschaftsbild oder die 

Naherholung ist nicht erkennbar. Vor diesem Hintergrund ist von einer geringen Empfindlichkeit des 

Schutzgutes auszugehen. 

Das Landschaftsbild wird durch den Bau des Vorhabens verändert. Da auf der Ebene der vorberei-

tenden Bauleitplanung keine Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung getroffen werden, kann 

eine erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zumindest nicht abschließend ausgeschlos-

sen werden. Jedoch können auf der nachgelagerten Planungsebene Maßnahmen ergriffen werden, 

um das Vorhaben besser in die Landschaft zu integrieren. Diese werden in Kapitel 2.4 dieses Umwelt-

berichts zusammengefasst. 

Der spätere Betrieb des Vorhabens lässt keine Besonderheiten, beispielsweise Rauchfahnen, erken-

nen, die zu einer maßgeblichen Veränderung des Landschaftsbildes führen. In diesem Zusammen-

hang sind keine weiteren Beeinträchtigungen erkennbar. 



Gemeinde Aldenhoven 

Umweltbericht -Paland-  

 

 

 

21 

2.1.7 Mensch 

Neben dem indirekten Schutz durch Sicherung der übrigen Schutzgüter sollen gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse, insbesondere hinsichtlich des Immissionsschutzes, gesichert werden. Zur Ver-

meidung von Dopplungen werden die Aspekte der Luftbelastung und Naherholung im Kapitel 2.1.5 

bzw. 0 beschrieben.  

BASISSZENARIO 

schutzwürdige Nutzungen. Im Umfeld des Plangebietes bestehen unterschiedliche Emittenten. Eine 

temporäre Belastung des Plangebietes besteht durch die angrenzende landwirtschaftliche Bearbei-

tung der Ackerflächen ist möglich. Beim Einsatz von schweren Maschinen, beispielsweise Traktoren, 

kommt es insbesondere zu Lärmimmissionen. Innerhalb von trockenen Zeiträumen kann die Entste-

hung von Staubimmissionen nicht ausgeschlossen werden. 

Die von öffentlichem Straßenverkehr insbesondere die von der Landstraße L11 ausgehenden Immis-

untersucht (Büro für Schallschutz Michael Mück, 2022). Im Rahmen der Untersuchung wurde nach-

gewiesen, dass das Plangebiet verursacht durch den öffentlichen Straßenverkehr die Immissions-

grenzwerte der 16. BImSchV für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts na-

hezu eingehalten werden, im Bereich des östlichen Teils des Gebietes liegt eine Überschreitung von 

max. 9 dB(A) dieser Werte vor und liegt somit deutlich unter den sogenannten Sanierungswerten, die 

sich aus der 16 BImSchV ableiten. Auf die Überschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 sowie 

der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV durch die Lärmarten öffentlichen Straßenverkehr wird im 

Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens durch die Festsetzung von Lärmpegelbereichen 

reagiert. Dadurch ist im Rahmen des nachgelagerten Genehmigungsverfahren sicherzustellen, dass 

durch passive Maßnahmen wie Fenstern mit sogenannten Lärmschutzlüftern, Prallscheiben, etc. die 

Wahrung gesunder Wohnverhältnisse gewährleistet wird. 

In Bezug auf Gewerbelärm stellt das vorliegende Gutachten heraus, dass die Immissionsrichtwerte 

der TA Lärm für ein allgemeines Wohngebiet von 55 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts in Summe in allen 

Geschossen deutlich unterschritten werden. Somit sind immissionsschutzrechtliche Konflikte nicht 

ersichtlich. 

Insgesamt haben die vorliegenden Flächen keinerlei Bedeutung für die Naherholung aufgrund der 

angrenzenden Verkehrstrassen, sodass bereits jetzt Vorbelastungen bestehen.  

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Bei den angrenzenden Baugebieten handelt es sich um Wohngebiete. Diese entsprechen der Nut-

zung des Planvorhabens. Zudem bestehen direkte Anschlussmöglichkeiten an das Verkehrsnetz. In 

diesem Zusammenhang ist von einer geringen Empfindlichkeit gegenüber den vom Planvorhaben 

ausgelösten Emissionen auszugehen. 

Die baubedingten Beeinträchtigungen sind lediglich temporär und daher unerheblich. Der Betrieb 

wird wohngebietstypische Emissionen auslösen und die erzeugten Mehrverkehre werden aufgrund 

der guten Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz ebenfalls keine wesentlichen zusätzlichen 

Belastungen verursachen. Damit werden die Auswirkungen auf schutzwürdige Nutzungen durch plan-

bedingte Emissionen nicht erheblich sein. 
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Auch im Plangebiet selbst sind keine Beeinträchtigungen des Menschen aufgrund der umliegenden 

Nutzungen zu erwarten, da das Plangebiet von emissionsarmen Wohnnutzungen umgeben ist. Hier-

von auszunehmen ist der öffentliche Straßenverkehr auf der nordöstlich angrenzenden Landstraße 

L11. Aufgrund dessen wurde eine schalltechnische Untersuchung (Büro für Schallschutz Michael Mück, 

2022) durchgeführt, die zu dem Ergebnis kommt, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für ein 

allgemeines Wohngebiet von 55 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts in Summe in allen Geschossen deut-

lich unterschritten werden. Somit sind immissionsschutzrechtliche Konflikte nicht ersichtlich. Maß-

nahmen werden im Kapitel Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. dieses Umwelt-

berichts zusammengefasst. 

2.1.8 Kultur- und Sachgüter 

Kultur- und Sachgüter besitzen ihre Funktion aufgrund ihres historischen Dokumentationspotenzials 

sowie ihrer wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Nutzung. Unter den Begriff Kulturgüter fallen die 

Bau- und Bodendenkmale als Einzelobjekt oder als Ensemble einschließlich ihres Umgebungsschut-

zes sowie das Ortsbild. Dazu zählen auch räumliche Beziehungen, kulturhistorisch bedeutsame Land-

schaftsteile, Sichtbeziehungen etc. 

BASISSZENARIO 

Kulturgüter 

Börde   a. im Erhalt bedeu-

tender Sichtbeziehungen sowie der prägenden Kulturlandschaftselemente, in der Bewahrung beste-

hender Waldflächen, im Schutz und Erhalt der Boden- und Baudenkmäler sowie im Erhalt der Er-

kennbarkeit der geschlossenen Siedlungsstruktur mit Straßendörfern, Weilern und Einzelhöfen.  

Ebenfalls befindet sich de -

Leitbilder der Römischen Straße sind der Erhalt der archäologischen Substanz sowie die Stärkung 

der historischen Wahrnehmung. Eine Konkretisierung kulturlandschaftlicher Belange erfolgt auf der 

Ebene der Regionalplanung. Demnach befindet sich nördlich des Geltungsbereiches der Kulturland-

schaftsbereich Gut Ungershausen in einem Abstand von ca. 3 km. Das kulturlandschaftliche und 

denkmalpflegerische Ziel im Rahmen der Regionalplanung ist das Bewahren und Sichern der Ele-

mente, Strukturen und Sichträumen von Adelssitzen und Hofanlagen.  

Relevante Sichtbeziehungen zwischen dem Plangebiet und den vorgenannten Bereichen bestehen 

nicht. Gleiches gilt für Baudenkmäler.  

Sachgüter 

Als Sachgüter können Flächen oder Objekte bezeichnet werden, die einer wirtschaftlichen Nutzung 

unterliegen. Im Plangebiet trifft dies auf die leerstehende Halle zu, die zu damaligen Zwecken als La-

gerhalle genutzt wurde.  
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ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Kulturgüter 

Es sind keine Bodendenkmäler innerhalb des Plangebietes bekannt, ein Vorkommen ist auch nicht 

wahrscheinlich. Eine erhebliche Beeinträchtigung ist damit unwahrscheinlich, kann mangels systema-

tischer Untersuchungen zum Ist-Zustand aber nicht abschließend ausgeschlossen werden. Diesbe-

zügliche Maßnahmen sind auf der nachgelagerten Planungsebene zu verfolgen und werden im Kapitel 

Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. dieses Umweltberichts zusammengefasst. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschafts-

bereichen oder Baudenkmälern sind nicht gegeben. Insofern ist eine Empfindlichkeit ausschließlich 

in Bezug auf direkte Eingriffe erkennbar. Diese Empfindlichkeit wird durch das Planvorhaben nicht 

ausgelöst. Insofern sind planbedingte Konflikte mit Kulturgütern nicht erkennbar. 

Sachgüter 

Im Plangebiet ist eine ungenutzte ehemalige Lagerhalle vorhanden, welche als Sachgüter angesehen 

werden können. Weitere Kultur- und sonstige Sachgüter sind nicht von der Planung betroffen. Eine 

Empfindlichkeit wird durch das Planvorhaben nicht ausgelöst. Insofern sind planbedingte Konflikte 

nicht erkennbar. 

2.2 Berücksichtigung der sonstigen umweltrelevanten Belange bei Durchführung der Planung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe b) 

Die Auswirkungen auf die Schutzgüter wurden bereits unter Kapitel 2.1 ermittelt und dargelegt. 

Ebenso ist eine Auseinandersetzung mit Natura-2000-Gebieten und deren Erhaltungszielen bereits 

unter Kapitel 0 erfolgt. Nachfolgend werden die bau- und betriebsbedingten Auswirkungen auf die 

übrigen Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bis i BauGB beschrieben.  

2.2.1 Vermeidung von Emissionen und sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe e BauGB) 

VERMEIDUNG VON EMISSIONEN 

Die vorliegende Planung ermöglicht vor allem die Entstehung von Wohnfunktionen. Demnach sind 

vermehrt Emissionen, insbesondere in Form von Geräuschen, aber auch von Licht und Luftschad-

stoffen sowie während Bauphasen, zu erwarten.  

SACHGERECHTER UMGANG MIT ABFÄLLEN 

Im Rahmen des Baus sind insbesondere Abfälle in Form von Verpackungen zu erwarten. Hiermit ver-

bundene Mengen werden eher gering sein, da die großen Mengen an Baustoffen, die zur Herstellung 

eines Gebäudes oder Gebäudeteiles erforderlich sind, regelmäßig als Schüttgüter oder mit mehrfach 

verwendbaren Verpackungen, beispielsweise Paletten, Silos oder Big-Bags geliefert werden.  

Grundsätzlich führt der Betrieb von Wohnnutzungen insbesondere zu Hausabfällen. Deren Menge 

kann nicht eindeutig beziffert werden, da diese stark abhängig von dem Konsumverhalten der ansäs-

sigen Menschen ist. Es ist jedoch insgesamt davon auszugehen, dass eine sachgerechte Entsorgung 
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der Abfälle erfolgen kann. Aufgrund der gewählten Lage und Dimensionierung der im Bebauungsplan 

festgesetzten Verkehrsflächen ist eine Befahrbarkeit mit Müllfahrzeugen gewährleistet. 

SACHGERECHTER UMGANG MIT ABWÄSSERN 

Zur Vermeidung nicht erforderlicher Eingriffe in den natürlichen Wasserhaushalt, insbesondere die 

Grundwasserneubildungsrate, soll das auf den versiegelten Flächen sowie den Dachflächen anfal-

lende Niederschlagswasser im Plangebiet einer zentralen Versickerungsanlage zugeführt werden.  

Das sich auf den Straßenflächen ansammelnde und als schwach belastet zu kategorisierende Nieder-

schlagswasser soll auf Grundlage des Baugrundgutachtens (Terra, 2022) über das an der Oberfläche 

ausgebildete Längs- und Quergefälle zu den Straßeneinläufen abfließen und zentral in ein unterhalb 

der Straße herzustellendes Rigolensystem mit vorgeschalteter Vorbehandlung in Form eines Sedi-

mentfang- oder Filterschachts geleitet werden.  

Die Entsorgung des Schmutzwassers soll nach Angabe der Gemeinde Aldenhoven in der Mies-van-

der-Rohe-Straße angeschlossen und über das örtliche Abwasserkanalnetz abgeleitet werden.  

2.2.2 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe f BauGB) 

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie kann 

während der Bauphase nicht durch die Bauleitplanung gesteuert werden. Durch den Einsatz moder-

ner Technik, Fahrzeuge und Maschinen, kann jedoch Einfluss darauf genommen werden. Da ein spar-

samer Umgang mit Energie(-trägern) bereits aus Kostengründen von Interesse für die ausführenden 

Unternehmen sein dürfte, ist mit einer Beachtung dieses Umweltbelanges zu rechnen.  

Im Hinblick auf den Betrieb eröffnet der Bauleitplan Gestaltungsspielräume, innerhalb derer die Nut-

zung erneuerbarer Energien (beispielsweise durch die Errichtung von Anlagen zur Nutzung solarer 

Strahlungsenergie) grundsätzlich ermöglicht wird.  

2.2.3 Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB) 

Die Darstellungen von Landschaftsplänen wurden bereits unter Kapitel 0 dieses Umweltberichts nä-

her beschrieben. Das Vorhandensein von weiteren Umweltplänen ist nicht bekannt, sodass eine dies-

bezügliche Berücksichtigung nicht erfolgen kann. 

2.2.4 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe h BauGB) 

In Orien Allgemeine Wohngebiete festgesetzt. Hierdurch wird der 

Ausstoß von Luftschadstoffen auf das zur Zielerfüllung erforderliche Maß beschränkt.  
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2.2.5 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe i BauGB) 

Vorliegend sind keine besonderen Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umwelt-

schutzes oder mit anderen Vorhaben erkennbar, die zu einer erheblichen Störung des Naturhaus-

haltes führen würden bzw. über die bereits unter Kapitel 2.1 dieses Umweltberichts bezeichneten 

Wirkungszusammenhänge hinausgehen. 

2.2.6 Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe j BauGB) 

Bei der Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen ist zwischen den nachfol-

genden Aspekten zu unterscheiden (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & Krautzberger, 2019): 

• Das nach Planaufstellung zulässigen Vorhaben ist ein potenzieller Verursacher für schwere Un-

fälle oder Katastrophen, z.B. durch erhöhte Explosions- oder Brandgefahr.  

• Das geplante Vorhaben ist durch Ereignisse außerhalb des Gebietes für schwere Unfälle oder 

Katastrophen besonders gefährdet; dazu können z.B. Erdrutsche, Erdbeben oder Hochwasser 

gehören.  

Durch die beabsichtigte Nutzung sind keine Risiken für die menschliche Gesundheit, beispielsweise 

durch eine erhöhte Brand- oder Explosionsgefahr gegeben, wie sie bei einem Störfallbetrieb oder 

industriellen Nutzungen zu erwarten wären.  

2.3 Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe b) 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet weiter in der bisherigen Form genutzt wer-

den und damit weiterhin als Wohnnutzung im westlichen Bereich fundieren und im östlichen Bereich 

eine leerstehende Halle mit brachliegenden Flächen vorliegen. Somit würden auch die nutzungsbe-

dingten Störwirkungen weiterhin in gleichbleibender Form bestehen bleiben.  

Durch Schallemissionen des gleichbleibenden Verkehrs sowie durch die angrenzenden Siedlungsnut-

zungen würden störempfindliche Tiere weiterhin die Bereiche des Plangebietes meiden. Das Land-

schaftsbild würde bei Nichtdurchführung der Planung keine Beeinträchtigung erfahren, jedoch würde 

sich kein optisch ansprechender und städtebaulich geordneter Landschaftsrand ausbilden. 

2.4 Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe c BauGB) 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beein-

trächtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

in der Abwägung zu berücksichtigen. Vorliegend kann eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutz-

güter Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Landschaftsbild, Mensch und Boden-

denkmäler zunächst nicht ausgeschlossen werden. 
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In Bezug auf das Schutzgut Fläche wäre ein unmittelbarer Ausgleich nur durch Entsiegelung oder 

Nutzungsaufgabe an anderer Stelle möglich. Da entsprechende Flächen nicht zur Verfügung stehen, 

ist ein entsprechender Ausgleich vorliegend nicht möglich. Vor diesem Hintergrund erfolgt eine Ab-

wägungsentscheidung zu Lasten des Schutzgutes. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass durch die 

Lage im Allgemeinen Siedlungsbereich  (ASB) eine Vorabwägung zur Flächeninanspruchnahme be-

reits auf Ebene der Regionalplanung erfolgt ist. Als allgemeine Verminderungsmaßnahme der Ein-

griffsfolgen kann die Auswahl des Standortes herangeführt werden. Aufgrund der Lage in direktem 

Anschluss an den Bebauungszusammenhang sowie die vorhandene Anbindung an das Verkehrsnetz 

wird der Gesamtflächenbedarf minimiert. Ebenso trägt der Umstand, dass das planbedingte, ökolo-

gische Defizit durch produktionsintegrierte Maßnahmen und bereits durchgeführte Maßnahmen i.S.v. 

Ökokonten abgegolten wird, zu einer Minimierung des Flächenverbrauchs bei. 

In Bezug auf die weiteren Schutzgüter werden verbindliche Maßnahmen in die Plankonzeption auf-

genommen. Diese werden in der nachfolgenden Tabelle zusammengefasst. 

Erforderliche Maßnahmen 

Code Maßnahme Maßnahmenbeschreibung 
Begünstigte 

Schutzgüter 

E1 Artenschutz Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände aus-

zuschließen, ist nachfolgende Maßnahme zu berück-

sichtigen:  

Zeitfenster für die Baufeldfreimachung 

Die Rodungen von Bäumen, Sträuchern und Hecken 

sollten unbedingt während der vermehrungsfreien 

Zeit vom 1. Oktober bis 28. Februar durchgeführt 

werden (BNatSchG § 39 Abs. 5 Punkt 2), um das Risiko, 

Nester zu zerstören und Jungtiere zu töten, auszu-

schließen. Vor den Rodungen sind die Bäume zur Si-

cherheit auf den Besatz mit Fledermäusen zu kon-

trollieren.  

Tiere  

E2 Eingrünung der Plange-

bietsgrenzen 

Es wird im östlichen sowie südlichen Bereich ein Ge-

hölzstreifen in Form einer standortgerechten Hecke 

festgesetzt. Zusätzlich zu dieser sind zwei Bäume zum 

Anpflanzen festgesetzt und im östlichen Bereich zwi-

schen dem bestehenden Haus und dem neuen 

Wohngebiet eine weitere Heckenanpflanzung zu be-

pflanzen.   

Tiere, Pflanzen, 

Boden, Wasser, 

Luft und Klima, 

Landschaftsbild, 

biologische Viel-

falt  

E3 Vermeidung von Stein-

gärten 

Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten oder -schüt-

tungen sind unzulässig. Diese werden definiert als zu-

sammenhängende Flächen, die mit den vorgenann-

ten Materialien zu mehr als 10% bedeckt sind. Dies gilt 

auch, wenn auf den Einbau von Vliesen, Folien oder 

vergleichbaren Materialien verzichtet wird. Ausge-

nommen sind Spritzschutzstreifen entlang von Fassa-

den, sofern eine Breite von 0,5 m nicht überschritten 

wird. 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, so-

fern sie nicht für eine andere zulässige Nutzung 

Tiere, Pflanzen, 

Boden, Wasser, 

Luft und Klima, 

Landschaftsbild, 

biologische Viel-

falt  
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verwendet werden, gärtnerisch anzulegen und dau-

erhaft zu erhalten. Als gärtnerisch angelegt gelten 

unversiegelte Flächen, die überwiegend bepflanzt 

sind (z.B. mit Rasen, Gräsern, Stauden, Kletterpflan-

zen oder Gehölzen). 

E4 Ankauf von Ökopunkten Durch die Planung entsteht ein ökologisches Defizit 

im Umfang von 4.612 Ökopunkten. Dieses soll über 

den Ankauf von Ökopunkten abgegolten werden. Der 

Ausgleich ist mit der unteren Naturschutzbehörde 

des Kreises Düren vor Satzungsbeschluss abzustim-

men. 

Tier, Pflanzen und 

biologische Viel-

falt, Boden 

E5 Meldung archäologische 

Funde 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische 

Funde und Befunde sind der Gemeinde als Untere 

Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Boden-

denkmalpflege im Rheinland unverzüglich zu melden. 

Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unver-

ändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für 

Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten 

ist abzuwarten. 

Bodendenkmäler 

E6 Passive Lärmschutz-

maßnahmen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind passive Schall-

schutzmaßnahmen an Außenbauteilen gemäß DIN 

4109 (Schallschutz im Hochbau Ausgabe 2018, zu er-

werben bei Beuth Verlag GmbH, Berlin) entspre-

chend den in der Planzeichnung dargestellten Lärm-

pegelbereichen zu treffen. Die aus der vorgenannten 

Festsetzung resultierenden Bauschalldämmmaße 

einzelner unterschiedlicher Außenbauteile oder Ge-

schosse können im Einzelfall unterschritten werden, 

wenn im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren 

durch eine schalltechnische Untersuchung der sich 

aus der Änderung ergebende Lärmpegelbereich ge-

mäß DIN 4109 nachgewiesen wird. An Fassadenberei-

chen, an denen die Lärmbelastung aus dem Straßen- 

und Schienenverkehr über 45 dB(A) nachts liegt, sind 

für Räume mit Schlaffunktion (Schlafzimmer, Kinder-

zimmer) mit geeignetem Schallschutz notwendig, um 

ungestörtes Schlafen zu ermöglichen.  

Weiterhin ist bei Errichtung des Gebäudes eine Ei-

genabschirmung zu beachten. Die Berechnung der 

Lärmpegelbereiche erfolgt bei Freifeldbedingungen, 

da nach aktueller Rechtsprechung nicht von einer 

kompletten geschlossenen Umsetzung des Baukör-

pers in der eingezeichneten Baugrenze auszugehen 

ist. Es kann durch Anordnung der Raumfunktion bzw. 

Raumnutzung auf die Außenlärmpegel reagiert wer-

den. Abschirmende Maßnahmen sind ebenfalls als 

aktive Lärmschutzmaßnahme, je nach Umsetzung 

des Vorhabens prüffähig. 

Mensch 

Tabelle 8: Erforderliche Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
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Zuletzt werden unverbindliche Maßnahmenvorschläge aufgeführt, die grundsätzlich geeignet sind, 

Eingriffe in Natur und Landschaft zu vermindern. Da sich einige dieser Maßnahmen gegenseitig aus-

schließen, ist eine vollständige Umsetzung aller Maßnahmen nicht möglich. Zugleich wäre eine ab-

schließende Zusammenstellung aller Maßnahmen, die grundsätzlich für eine Minderung der Eingriffs-

folgen in Betracht kommen, nicht möglich. In diesem Zusammenhang sowie im Sinne der planerischen 

Zurückhaltung werden die Maßnahmen lediglich als Empfehlung in die Plankonzeption aufgenommen.  

Unverbindliche Maßnahmenvorschläge 

Code Maßnahme Maßnahmenbeschreibung 
Begünstigte 

Schutzgüter 

U1 Dach- und Fassadenbe-

grünung 

Hitzevorsorge durch Kühlwirkung und Steigerung der 

Verdunstung, Dämpfung von Extremwerten der 

Oberflächentemperaturen, Verbesserung der Wär-

medämmung und Schutz des Gebäudes vor Witte-

rungseinflüssen, verbesserte Fähigkeit zum Filtern 

von Staub aus der Luft, Verbesserung der Grün- und 

Freiraumausstattung, verbesserte Niederschlags-

wasserrückhaltung, Ausbildung von Biotopen für 

Kleintiere wie beispielsweise Insekten. 

Klima, Luft, 

Pflanzen, Wasser, 

Tiere, biologi-

sche Vielfalt 

U2 Photovoltaik- und Solar-

Anlagen 

Steigerung der Energiegewinnung aus erneuerbaren 

Ressourcen. 

Klima, Luft 

U3 Glasfronten Durch Vermeidung großflächiger oder spiegelnder 

Glasfronten kann das Risiko von Vogelkollisionen mi-

nimiert werden. Sollten großflächige Glasfronten ver-

wendet werden, können z.B. streifenförmige Markie-

von 13 mm (13 mm Streifenbreite), von ca. 5 cm (bei 1 

cm Streifenbreite) oder 10 cm (bei 2 cm Streifen-

breite) zur Vermeidung von Vogelschlag beitragen.  

Tiere, biologi-

sche Vielfalt 

U4 Wasserdurchlässige 

Stellplatzoberflächen 

Durch Verwendung von Ökopflaster, Rasengitterstei-

nen oder sonstigen wasserdurchlässigen Stellplatz-

oberflächen kann die Versickerungsfähigkeit des Bo-

dens zumindest teilweise erhalten und Extremwerte 

der Oberflächentemperaturen vermieden werden. 

Boden, Wasser, 

Klima 

U5 Holzfassaden Bindung von CO2, Dämpfung von Extremwerten der 

Oberflächentemperaturen 

Klima, Luft 

U6 Fassaden mit einem ho-

hen Albedo-Wert 

Hitzevorsorge durch verbesserte Abstrahlungswir-

kung der Gebäude, Dämpfung von Extremwerten der 

Oberflächentemperaturen 

Klima 

Tabelle 9: Unverbindliche Maßnahmenvorschläge 
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2.5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe d) 

Die Prüfung von Standortalternativen ist bereits auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung erfolgt. 

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind alternative Planungsmöglichkeiten in Bezug auf die 

Konzeption darzustellen. 

Im Rahmen des städtebaulichen Vorentwurfes wurden verschiedene Plankonzeptionen erstellt und 

diskutiert, die hinsichtlich der Dichte und der Bauweise Ähnlichkeiten aufwiesen. Mit dem vorliegen-

den Bebauungsplan wurde diejenige Variante weiterentwickelt, die eine Realisierung der städtebau-

lichen Zielsetzung erwarten lässt und dabei die geringsten Eingriffe in den Naturhaushalt verursacht. 

Aus diesem Grund ist die gewählte Plankonzeption gegenüber möglichen Planungsalternativen zu be-

vorzugen. 

2.6 Erhebliche Nachteilige Auswirkungen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe e) 

Aufgrund des Gebietscharakters, der geringen Vorbelastung sowie fehlender Summationseffekte mit 

anderen Vorhaben werden erhebliche nachteilige Auswirkungen nicht erwartet. Auch bestehen keine 

Anhaltspunkte dafür, dass die entstehenden Umweltauswirkungen bei der Entscheidung über die Zu-

lässigkeit des Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach dem Fachrecht zu be-

rücksichtigen sind.  

3 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 3) 

3.1 Technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe a) 

Die Bestandsaufnahme erfolgt auf der Grundlage von Ortsbegehungen, diversen Gutachten, durch 

Informationssysteme des LANUV sowie weitere Literaturquellen, die im Umweltbericht aufgeführt 

sind. Konkrete Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Zusammenstellung der Angaben haben sich 

bisher nicht ergeben. Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben auf allgemeinen Annahmen oder 

großräumigen Daten (z.B. faunistische Daten, Klimaangaben) und beinhalten eine gewisse Streuungs-

breite. Zur Ermittlung und Beurteilung der erheblichen Umweltauswirkungen der Planung in der vor-

liegenden Form bilden die zusammengestellten Angaben jedoch eine hinreichende Grundlage. 

3.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe b) 

Gemäß der Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe b zum BauGB, sind die geplanten Maßnahmen zur Überwachung 

der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt zu beschreiben. 

Zweck dieser Beschreibung ist es, das Monitoring gem. § 4c BauGB für die Gemeinde vorzustruktu-

rieren. Anders als bei der Überwachung nach § 4c BauGB, in dessen Rahmen insbesondere auf 
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unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen eingegangen werden soll, werden bei der Vor-

strukturierung alle geplanten Überwachungsmaßnahmen aufgelistet. Die geplanten Überwachungs-

maßnahmen orientieren sich an den zuvor ermittelten Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung 

und zum Ausgleich erheblicher Beeinträchtigungen der Schutzgüter.   

Vorstrukturierung der Überwachungsmaßnahmen 

Erheblich be-

troffene 

Schutzgüter 

Zu überwachende Maßnahme 

Zeitpunkt und Art der Überwachung 
Code Bezeichnung 

Tiere, Pflanzen, 

Boden, Wasser, 

Luft und Klima, 

Landschaftsbild, 

biologische Viel-

falt  

E1 Eingrünung der Plangebietsgrenzen 
Unregelmäßige Kontrolle nach den 

Baumaßnahmen / Fotodokumentation 

Tiere, Pflanzen, 

Boden, Wasser, 

Luft und Klima, 

Landschaftsbild, 

biologische Viel-

falt  

E2 Vermeidung von Steingärten 
Unregelmäßige Kontrolle nach den 

Baumaßnahmen / Fotodokumentation 

Boden, Wasser E3 Vorsorgender Bodenschutz 
Unregelmäßige Kontrolle während der 

Baumaßnahmen / Fotodokumentation 

Tiere, Pflanzen 

und biologische 

Vielfalt / Boden 

E4 Ankauf von Ökopunkten 
Vor Beginn der Baumaßnahmen / for-

melle Abnahme 

Bodendenkmäler E5 Meldung archäologische Funde 
Unregelmäßige Kontrolle während der 

Baumaßnahmen / Fotodokumentation 

Mensch E6 Passive Lärmschutzmaßnahmen Bauantragsverfahren 

Tabelle 10: Geplante Überwachungsmaßnahmen 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe c) 

Mit dem zugrundeliegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Er-

richtung eines Wohnbaugebietes geschaffen werden. Zur Untersuchung der von den Bauleitplanver-

fahren begründeten Umweltauswirkungen wurde eine Umweltprüfung durchgeführt. Deren Ergeb-

nisse werden im vorliegenden Umweltbericht zusammengefasst. 

Demnach kann eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische 

Vielfalt, Fläche, Boden, Landschaftsbild, Mensch und Bodendenkmäler zunächst nicht ausgeschlos-

sen werden. Vor diesem Hintergrund werden verbindliche Kompensationsmaßnahmen in die Plan-

konzeption aufgenommen. Hierzu gehören die Eingrünung der Plangebietsgrenzen, die Vermeidung 

von Steingärten, externe Maßnahmen sowie die Meldung archäologischer Bodenfunde. 

In Bezug auf das Schutzgut Fläche wäre ein Ausgleich nur durch Entsiegelung oder Nutzungsaufgabe 

an anderer Stelle möglich. Da entsprechende Flächen nicht zur Verfügung stehen, ist ein entspre-

chender Ausgleich vorliegend nicht möglich. Vor diesem Hintergrund erfolgt eine Abwägungsent-

scheidung zu Lasten des Schutzgutes. Es folgt ein Ausgleich in Form von dem Ankauf von Ökopunkten. 
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Im Plangebiet oder dem Umfeld sind wasserrechtliche Schutzgebiete oder oberirdische Gewässer 

nicht vorhanden. Eine natürliche Versickerungsfähigkeit ist in den oberen Bodenschichten nicht ge-

geben. Auswirkungen auf das Grundwasser sind daher begrenzt. Daher ist von einer geringen, spezi-

fischen Empfindlichkeit des Schutzgutes auszugehen und baubedingte Auswirkungen werden, trotz 

überwiegender Versiegelung, als nicht erheblich erachtet. Der Bau und Betrieb von Wohngebieten 

führen zudem nur in stark eingeschränktem Maße zum Einsatz wassergefährdender Stoffe.  

Durch Wohngebiete werden in der Regel keine Emissionen hervorgerufen, die sich negativ auf die 

klimatische oder lufthygienische Situation auswirken. Geringe Schadstoffmengen sind aufgrund zu-

sätzlicher Verkehre möglich. Versiegelte Flächen werden eine ungünstigere Strahlungsbilanz aufwei-

sen. Bebauungen werden die Windströmungen beeinflusst. Aufgrund der Lage am Siedlungsrand, der 

durch eine hinreichende Zahl an unbebauten Freiflächen gekennzeichnet ist, wird eine planbedingte, 

unverträgliche Veränderung des lokalen Klimas nicht erwartet. Die von dem Vorhaben ausgehenden 

Mengen an Luftschadstoffen sind gering. 

Das Landschaftsbild wird verändert. Aufgrund von Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung 

sowie grünordnerischen Festsetzungen wird sich das Vorhaben jedoch in Siedlungsgefüge und Land-

schaftsbild einfügen. Der spätere Betrieb des Vorhabens lässt keine Besonderheiten erkennen, die 

zu einer maßgeblichen Veränderung des Landschaftsbildes führen.  

Vorliegend ist ein Lebensraum mit geringer biologischer Vielfalt betroffen. Dieser ist nicht dadurch 

gekennzeichnet, dass es sich um einen Spezialstandort für besonders schutzwürdige Arten handelt. 

Die Empfindlichkeit ist damit gering. Durch die Wohnnutzung werden sich ggf. andere Arten ansiedeln 

als bisher (z.B. Lebensraum Gebäude statt Acker), was aber nicht zu einer Minderung der Vielfalt führt. 

Insofern werden die planbedingten Auswirkungen als nicht erheblich erachtet. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschafts-

bereichen oder Baudenkmälern sind nicht gegeben.  Insofern sind planbedingte Konflikte nicht er-

kennbar. 

Aufgrund der Entfernung zu diesen sind direkte Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten nicht 

zu erwarten. Zudem kommt es zu keiner indirekten Beeinträchtigung durch Überbauung von Tritt-

steinbiotopen oder Rastplätzen bzw. durch Barrierewirkung in Flugkorridoren. 
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